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Im Bundestagswahlkampf geht 
es diesmal, was die Sachthe-
men betrifft, wenig dramatisch 

zu. Weder die Euro-Krise noch die 
Ausspähung der Bürger durch Ge-
heimdienste lassen sich in parteipoli-
tisch polarisierende Debatten einset-
zen. Es dominiert der Blick auf die 
heimische Problemwelt, selbst Um-
weltthemen ziehen nicht, da alle Par-
teien die Rhetorik der Ökologie in ihre 
Programme eingebunden haben. Au-
ßenpolitik ist kaum noch Wahlkampf-
thema, ebenso wenig die Außenwirt-
schaftspolitik, die zunehmend die 
Entwicklungspolitik dominiert – als 
Rohstoffsicherungspolitik wie auch 
als Außenwirtschaftsförderung. 

Selbst das SPD-Regierungspro-
gramm 2013-2017 spricht von den 
„Herausforderungen der Ressour-
censicherheit“ (S. 114) – nicht mehr 
nachhaltige Ressourcennutzung, 
sondern „Ressourcensicherheit“ 
ist das neue Zauberwort, das klas-
sische Ziele der Entwicklungspolitik 
wie Armutsbekämpfung, Förderung 
der Menschenrechte, Nachhaltigkeit 

und Frieden auf der Prioritätenliste 
der Politikziele zu überholen droht. 
Dazu passt, dass der Staatssekre-
tär im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit (BMZ), 
Jürgen Beerfeltz (FDP), offen für die 
„bessere Verzahnung von Entwick-
lungszusammenarbeit und Außen-
wirtschaftsförderung“ wirbt. Flotter 
könnten es selbst die Wirtschafts-
Lobbyisten kaum herüberbringen. 
Seit 2010 steht im BMZ eine Ser-
vicestelle für deutsche Unternehmen 
zur Verfügung, das Programm deve-
loPPP.de dient der Förderung von pri-
vatwirtschaftlichen Entwicklungs-
partnerschaften. Mit dazu gehört die 
von Bundesentwicklungsminister 
Dirk Niebel (FDP) eine Weile offen-
siv verfochtene zivil-militärische Zu-
sammenarbeit, etwa in Afghanistan. 
Eine Weile wollte er sogar die Koo-
peration mit der Bundeswehr zum 
Bekenntnisthema machen – bis ihm 
klar gemacht wurde, dass Koopera-
tionszwang mit ausländischen Mili-
tärkräften die ohnehin heikle Positi-
on der Entwicklungspartner vor Ort 
und die Geber zusätzlich gefährdet.

Im Prinzip hat aber nur Die Linke 
grundsätzliche Bedenken gegen Pu-
blic Private Partnership in der Entwick-
lungszusammenarbeit. Zusammen mit 
den Grünen und im Prinzip auch der 
SPD vertritt sie außerdem offensiv 
den Einsatz der Finanztransaktions-
steuer für globale Entwicklungsziele – 
das große Ziel der 2008 gegründeten 
Kampagne „Steuern gegen Armut“, 
die praktisch von allem unterstützt 
wird, was in der Entwicklungspolitik 
Rang und Namen hat, inklusive SPD 
und der schwächelnden Christlich-
Demokratischen Arbeitnehmerschaft 
(CDA) in der CDU, nicht aber die Re-
gierungsparteien CDU/CSU selbst. 
Zum Streit kommt es im Wahlkampf  
allerdings bei einem Thema mit eher 
symbolischem Gehalt, nämlich bei 
dem altgedienten Ziel der Einsetzung 
von 0,7 Prozent des Bruttonational-
einkommens in die Entwicklungszu-
sammenarbeit. Bundesentwicklungs-
minister Niebel gibt sich als mutiger 
Tabubrecher und stellt es im Wahl-
kampf  offen in Frage. Es scheint ihn 
dabei wenig zu kümmern, dass es 
sich hier seit 1970 um eine verbind-
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liche Selbstverpflichtung der Indus-
triestaaten in den Vereinten Nationen 
handelt, die die EU-Länder offiziell 
bis 2015 einlösen wollen. 

SPD und auch die CDU halten in ih-
ren Wahlprogrammen selbstverständ-
lich an der Zielvorgabe 0,7 Prozent 
fest – mit guten Gründen, denn wer 
verantwortlich Politik macht, weiß, 
dass man verpflichtende Zusagen 
nicht ohne politischen Schaden aus-
setzt. Immerhin waren 2012 fünf  EU-
Länder bereits so weit, darunter an der 
Spitze Schweden, das 1,02 Prozent des 
Bruttonationaleinkommens für globa-
le und nachhaltige Entwicklungsziele 
investiert (Deutschland: 0,40 Pro-
zent, Platz 12 in der EU). Nicht die 
Selbstverpflichtung, sondern ihre ver-
antwortungslose Nichteinlösung über 
Jahrzehnte ist das Problem. Für die 
Rettung von Großbanken stehen da-
gegen aus dem Nichts ungeheure Mit-
tel zur Verfügung.

Spektakuläre Veränderungen?

Die Veränderungen, die sich hier im 
politischen Diskurs vollzogen haben 
und vollziehen, laufen anders als zu 
Beginn der auslaufenden 17. Legis-
laturperiode eher unspektakulär ab. 
Entwicklungsminister Niebel zöger-
te zu Beginn seiner Amtszeit nicht, 
den großen Umschwung zu markie-
ren und sich von seiner prominenten 
Vorgängerin im Amt, Heidemarie 
Wieczorek-Zeul (SPD) abzusetzen. 

Der Zusammenschluss der drei 
großen staatlichen Agenturen der 
Entwicklungszusammenarbeit GTZ, 
DED und InWEnt zur Gesellschaft 
für Internationale Zusammenarbeit 
(GIZ) – ein in vielen Ländern belä-
cheltes Kürzel – war zwar seit langem 
diskutiert und vorüberlegt. Dirk Nie-
bel hat ihn als Minister durchgesetzt. 
Seit 2011 firmieren die drei Agenturen 
unter einem gemeinsamen Label. Die 
GIZ ist nun eine Mammutinstitution 
mit 17.000 Mitarbeitern weltweit und 
einem Budget von mehr als zwei Mil-
liarden Euro. 

Von einer „höheren Spielklasse“ 
Deutschlands in der Entwicklungspo-
litik sprach Niebel im Bundestag, von 
„Fusionsrendite“ (angeblich 800 ein-
gesparte Planstellen) und vom Vorteil 
eines einheitlichen Ansprechpartners 
für die deutsche staatliche Entwick-
lungszusammenarbeit. Gegner war-
nen vor einem monströsen Staatsmo-
nopolisten, der gleich noch die Zahl 
der vor Ort eingesetzten Entwick-
lungsfachkräfte drastisch reduziert 
hat. Inzwischen mehren sich die Kla-
gen, dass die personalintensiven und 
zahlreichen kleinen Projekte, wie sie 
früher für InWEnt und DED typisch 
waren, mehr und mehr zugunsten 
von Großprojekten zurückgedrängt 
werden. Der hochqualifizierte und 
gut bezahlte deutsche Experte, der 
ein auf Regierungsebene bilateral aus-
gehandeltes Großprojekt „managt“, 
wird wie in den Anfangszeiten der 
Entwicklungszusammenarbeit wieder 
zum Standardmodell des Entwick-
lungshelfers. Gleichzeitig verlagert 
sich die Entwicklungszusammenar-
beit von der Armutsbekämpfung hin 
zur Technologieförderung und vom 
Land auf die Stadt.

Gegenüber der GIZ wie auch im 
wohl mächtigsten staatlichen Steue-
rungsinstrument für Entwicklungs-
hilfe, im Verwaltungsrat des Kreditan-
stalt für Wiederaufbau (KfW), stand 
Niebel aber auch offensiv zur Kop-
pelung von Außenhandelsförderung, 
Rohstoffsicherungspolitik und Ent-
wicklungspolitik – in Kooperation mit 
den privaten Kreditgebern, die den 
KfW-Etat zu zwei Dritteln finanzieren 
(2012: 4,9 Milliarden Euro für Pro-
jekte der Entwicklungszusammenar-
beit). Die vor Antritt seines Minister-
amts von Niebel blauäugig geäußerte 
Ideen einer Auflösung des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit (BMZ) und der Ein-
gliederung seiner Abteilungen ins 
Auswärtige Amt (AA) kamen dagegen 
vom Tisch und werden wohl auch von 
der neuen Bundesregierung nicht wie-
der aufgegriffen, auch wenn ein neues 
Gesicht anstelle des eher blass agie-

renden Guido Westerwelle (FDP) an 
die Spitze des AA kommen mag. 

Die Entwicklungszusammenarbeit 
mit dem Schwellenland Indien, von 
Niebel in den ersten Tagen seiner 
Amtsführung angesichts der Wahr-
nehmung Indiens als asiatischer Su-
permacht offensiv in Frage gestellt, 
scheint mittlerweile wieder gesichert. 
So dramatisch, wie es am Anfang der 
Legislaturperiode schien, ist es am 
Ende dann doch nicht geworden. Ar-
mutsbekämpfung und Menschen-
rechtsförderung, Gender-Gerechtig-
keit und Nachhaltigkeit, Bildung und 
soziale Gerechtigkeit sind als Ziele 
der Entwicklungszusammenarbeit 
nicht ganz verschwunden – ebenso 
wenig wie die viel beschworenen Mil-
leniumsziele, insbesondere die Hal-
bierung der weltweiten Armut bis 
2015. Nach dem Gepolter zu Beginn 
der Legislaturperiode fährt das BMZ 
wieder einen eher ruhigen Kurs.

EU-Indien

Die deutsche Außenpolitik der letz-
ten vier Jahre war mehr denn je EU-
Politik – im doppelten Sinne: Zum 
einen, weil die Krise des Euro viele 
Kräfte multilateral innerhalb der EU 
in Bann hielt, zum anderen aber auch 
aufgrund der zunehmenden Abspra-
chen im Sinne der viel beschworenen, 
aber langsam heranwachsenden Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheits-
politik der EU.

Die Europäische Union als Gan-
ze ist noch vor den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten, China und den 
USA größter Handelspartner Indiens. 
Die seit 2000 jährlich stattfindenden 
EU-Indien-Gipfeltreffen widmen sich 
einem immer breiteren Themenkata-
log, wozu seit einiger Zeit auch die Si-
cherheitspolitik gehört, bei der Indien 
gerne auf seine Souveränität pocht. 
Doch das seit 2007 verhandelte und 
von Nichtregierungsorganisationen 
heftig kritisierte EU-Indien-Freihan-
delsabkommen ist (zum Glück) im-
mer noch nicht unter Dach und Fach. 
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Darüber hinaus ist oft nicht ganz klar, 
was über die blumigen Worte hinaus 
bei diesen Gipfeltreffen so genau he-
rauskommt. Immerhin ist Indien 
mit 561 Austauschplätzen für Wis-
senschaftler im „Aktionsplan 2“ des 
Erasmus-Mundus-Programms der 
weltweit wichtigste Partner gewor-
den. Zusammenarbeit bei Forschung 
und Lehre ist immer willkommen, da 
sie politisch unverfänglich ist.

Indien ist G-20-Land, international 
akzeptierte Atommacht und wird wei-
terhin als die zweite asiatische Super-
power und als Gegengewicht zu China 
von den großen politischen Export-
staaten und internationalen politischen 
Akteuren hofiert. Doch China ist aus 
Sicht dieser Akteure – und dazu gehört 
wohl auch die Bundesregierung – ein-
deutig wichtiger als das immer noch 
vergleichsweise geringer entwickelte 
Indien. Dies trotz aller Versuche, die 
Vorzüge Indiens gegenüber China her-
vorzuheben, insbesondere seine De-
mokratie und nicht zuletzt auch – wie 
die deutsch-indische Handelskammer 
betont – seine im Vergleich zu Chi-
na höhere Rechtssicherheit. Ein wich-
tiger Gradmesser sind dabei die aus-
ländischen Direktinvestitionen: In 
Indien 2012 weniger als 20 Milliarden 
US-Dollar, in China über 250 Milliar-
den (OECD-Angaben).

Erfolgsbilanz

Größte Öffentlichkeitswirkung hat-
ten die beiden Deutsch-Indischen Re-

gierungskonsultationen, die in Anwe-
senheit von Bundeskanzlerin Merkel 
2011 in Delhi und im April 2013 in 
Berlin stattgefunden haben. Selbst 
der Vorsitzende der Deutsch-in-
dischen Parlamentariergruppe Josef 
Winkler, stellvertretender Vorsitzen-
der der Grünen-Fraktion im Bundes-
tag, betont auch als Oppositionspoli-
tiker gerne und diplomatisch korrekt, 
die deutsch-indischen Beziehungen 
seien „hervorragend“.

Das „Deutschlandjahr“ in Indien, 
die wissenschaftliche Kooperation 
über bilaterale und multilaterale Ka-
näle und der kulturelle Austausch wer-
den weitergehen. Von einer „Deutsch-
indischen strategischen Partnerschaft 
in der Hochschulbildung“ spricht 
hochtrabend die Erklärung der Re-
gierungskonsultationen im April, das 
Deutsche Wissenschafts- und Inno-
vationshaus (DWIH) in Neu-Delhi 
ist zum passablen Vorzeigeprojekt der 
Wissenschaftskooperation geworden. 
„Nachhaltigkeit“, „energiepolitischer 
Dialog“, „Bekämpfung des Klima-
wandels“ wurden wichtige Themen 
gemeinsamer Erklärungen und auch 
zahlreicher wohlgemeinter Projekte 
der Entwicklungszusammenarbeit. 
Sogar von gemeinsamen Anliegen bei 
der Afghanistanpolitik (Heart of Asia) 
und der Beschränkung der Nuklear-
technologie ist in der Erklärung die 
Rede. Dies alles ist gut und schön, 
zeigt aber auch die geringe politische 
Risikobereitschaft in der Kooperati-
on.

Mulmige Gefühle

Die fortgesetzte wirtschaftliche Li-
beralisierung gilt immer noch als In-
diens Königsweg in eine strahlende 
wirtschaftliche Zukunft. Doch wäh-
rend die Mittel- und Oberklasse in ab-
soluten und relativen Zahlen weiter-
hin wächst, geht die Schere zwischen 
Arm und Reich immer weiter ausei-
nander. Auf diesen Skandal legt etwa 
Nobelpreisträger Amartya Sen in sei-
nem neuesten Buch (An Uncertain Glo-
ry) radikal den Finger. Mit der ful-
minanten Erklärung von IKEA, in 
Indien eine riesige Warenhauskette 
aufbauen zu wollen, schien zwar der 
wohl bedeutendste Liberalisierungs-
schritt Indiens in der gegenwärtigen 
Legislaturperiode, nämlich die in-
nenpolitisch umstrittene komplette 
Öffnung des Einzelhandels für aus-
ländische Direktinvestitionen, gleich 
eine Art Erfolgsrendite vorweisen zu 
können. Der reichste Mann Indiens, 
Reliance1-Chef Mukhesh Ambani, ver-
kündete noch auf der diesjährigen Re-
liance-Hauptversammlung im Juni, 
er glaube unerschütterlich an Indien 
– womit er in erster Linie das wirt-
schaftliche Wachstum, in zweiter Li-
nie aber auch Indiens internationales 
politisches Gewicht meinte.

Den internationalen Partnern ist al-
lerdings nicht entgangen, dass der in-
dische Wachstumsmotor ins Stocken 
gekommen ist. Das jährliche Wachs-
tum des indischen Bruttoinlandspro-
dukts ist auf unter fünf Prozent ge-
sunken, das Leistungsbilanzdefizit 
im Auslandshandel wächst. Zudem 
ist der Wechselkurs der Rupie gegen-
über dem Dollar im August auf ein 
Allzeittief von über 65 Rupien für ei-
nen US-Dollar gesunken. Seit dem 1. 
Mai hat die Rupie um 24 Prozent an 
Wert gegenüber dem Dollar verloren, 
was allein Mukhesh Ambani auf ei-
nen Schlag um 5,6 Milliarden Dol-
lar ärmer ausweist. Das macht zwar 
indische Waren im Ausland billiger, 
doch die Verteuerung der Impor-
te vor allem von Erdöl und anderen 
Rohstoffen heizt die Inflation an.

Literatur zu Südasien – digital

„Literatur zu Südasien – digital” bietet den freien Zugriff auf elektro-
nische Volltexte ausgewählter Literatur mit Südasien-Bezug. Dabei han-
delt es sich um die Digitalisierung von fachspezifischen Werken aus dem 
18. bis frühen 20. Jahrhundert, die sich im Besitz der Bibliothek des 
Südasien-Instituts oder der Universitätsbibliothek Heidelberg befinden. 
Darunter befinden sich Werke deutschsprachiger Indologen, Reisebe-
schreibungen, landeskundliche und sonstige Werke. Leider keine Belle
tristik.

www.savifa.uni-hd.de/digi_sammlungen/literatur_suedasien.html
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Die etwas vergreist wirkende Re-
gierung Manmohan Singh wirkt an-
gesichts der Wirtschaftskrise hilflos. 
In Pakistan im vergangenen Mai und 
in Bhutan im Juli haben die Wähler 
die jeweiligen Regierungsparteien 
bei nationalen Wahlen abgestraft. 
Als nächstes in Südasien folgen – 
wenn alles gut geht – im Novem-
ber die Wahlen in Nepal. Doch die 
eigentliche große Richtungswahl in 
der Region spielt sich spätestens im 
Mai 2014 in Indien ab. Gut möglich, 
dass das Volk bei den Wahlen zur 16. 
Lok Sabha die regierende Kongress-
partei abstraft und womöglich noch 
einmal eine von der Hindu-natio-
nalistisch orientierten Bharatiya Jan-
ta Party (BJP) geführte Koalitionsre-
gierung in den Sattel hievt. Die BJP 
wurde zwar ihrerseits im vergange-
nen Mai bei den Regionalwahlen im 
südindischen Karnataka abgestraft 

und in die Opposition verbannt, 
doch das könnte auf der nationalen 
Ebene unter umgekehrten Vorzei-
chen weiterhin auch der regierenden 
Koalition unter Führung der Kon-
gresspartei passieren. 

Solche Aussichten hinterlassen bei al-
len ausländischen Partnern ein mul-
miges Gefühl, insbesondere nachdem 
ein BJP-Parteikonklave in Goa den 
moralisch-politisch dubiosen Mini-
sterpräsidenten von Gudscharat, Na-
rendra Modi, zu ihrem Spitzenkan-
didaten im Wahlkampf erkoren hat. 
Die Meinungen sind geteilt: Während 
der BJP-geführten Koalitionsregie-
rung unter Atul Bihari Vajpayee 1998-
2004 sind schließlich die großen Brü-
che ausgeblieben, sagen die einen. Die 
anderen sehen den großen Rechtsruck 
kommen und die Minderheiten zu-
nehmend unter Druck. 

Das Szenario erinnert an die Situa-
tion vor 15 Jahren: Eine abgetakelt 
wirkende Kongresspartei steht einer 
sich weltmännisch gebenden, mode-
rat Hindu-nationalistischen und sehr 
selbstbewussten BJP gegenüber. Die 
teilweise opportunistischen Regional-
parteien, die Kommunisten und die 
„Dalit-Partei“ BSP spielen im Kampf 
um die Macht eine untergeordnete 
Rolle. In jedem Fall geht es bei den 
indischen Unionswahlen um mehr als 
bei den Bundestagswahlen.
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Endnote
1	 Reliance: Eines der großen privatwirtschaft-

lichen Industrie-Konglomerate in Indien.

Freunde erzählten mir von die-
sem erstaunlichen Party-
Event, das sich gerade überall 

in Deutschland verbreitet. Gute Mu-
sik, gutes Essen und Farben. In Ge-
danken schreie ich nach Einhalt. Far-
ben?! Bei einer Party in Deutschland. 
Jaa, rufen sie ganz außer sich. Du soll-
test dich eigentlich damit auskennen. 
Du bist doch Inderin. Also setze ich 
mich an den Computer und finde he-
raus, dass es sich dabei um Holi han-
delt – das Festival der Farben ist nach 
Europa gekommen.

Alles was ich tun muss ist, mir für 
16 Euro ein Ticket für ein ganztä-
giges Festival auf einem weitläu-
figen, eingezäunten Gelände in ei-
ner nahegelegenen Stadt zu kaufen. 
Vor Ort kann ich mir fünf Farb-
beutel für je zwei Euro kaufen. Ich 
springe auf den Zug auf und mache 
mit. Wenn es um Holi geht, bin ich 
nostalgisch. Es ist jetzt schon vier 
Jahre her, seitdem ich das letzte Mal 
das Holi-Fest gefeiert habe, das in 
Indien den Beginn des Frühlings 
markiert.

Religiöse Dimensionen

Ich wuchs mit den mythologischen 
Geschichten auf, in denen das Gute 
über das Böse siegt. Holika, die Dä-
monin, nach der das Festival benannt 
ist, war die Schwester von König Hi-
ranyakaschipu. Dem König wurde 
ein Segen zuteil, der es unmöglich 
machte, ihn zu töten. Dadurch wur-
de er arrogant und verlangte von sei-
nen Untertanen, ihn als Gott zu ver-
ehren. Sein Sohn Prahlad war aber 
ein Anhänger Wischnus. Daher be-

„Einen Farbbeutel bitte”
Holi als Party-Event in Deutschland

Roma Rajpal Weiß

In ganz Europa wird neuerdings indische Festkultur bei Megapartys in kleinen Farbbeu-
teln verkauft. Ist diese Kommerzialisierung der Incredible India-Kampagne moralisch 
verwerflich – oder ein Beitrag zur Vermittlung indischer Kultur im Ausland?


